
Orientierungssatz: 

 

 

Beurlaubte Studenten werden zur Beurteilung der kapazitätsdeckenden Vergabe von 

Studienplätzen, bei der Schwundquotenberechnung und bei der Zulassung zu höhe-

ren Fachsemestern grundsätzlich im Bestand der im betreffenden Studiengang ein-

geschriebenen Studenten berücksichtigt.  

 

 

Hinweis:  

Mit dem Beschluss vom 22.04.2014 stellt der Senat klar, dass beurlaubte Studenten beim 

kapazitätserschöpfenden Bestand, im Rahmen der Schwundberechnung (§ 53 HZV) und 

bei Bewerbung für ein höheres Fachsemester (§ 35 Abs. 1 Satz 1 HZV) regelmäßig be-

rücksichtigt werden.  

 

Der Senat bestätigt die bisherige Grundlinie seiner Rechtsprechung und grenzt sie von 

der besonderen und vom Gericht verworfenen Konstellation ab, dass im 1. Fachsemester 

und in weiteren Folgesemestern Beurlaubte aus verwaltungstechnischen Gründen wie-

derholt im 1. Fachsemester gezählt werden (BayVGH, B.v. 25.11.2013 – 7 CE 13.10315 – 

http://www.landesanwaltschaft.bayern.de/images/PDFs/2013/7a10315%20u.%2010231b.

pdf). 

 

 

 

7 CE 14.10043 u.a. 
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G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 
 

In den Verwaltungsstreitsachen 
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 ******* *****, 

 ************** *, ***** ***, 

 

*. * ** **.***** (* * * **.*****) 

 ****** *****, 

 ***********. **, ***** *******, 

 

** * *** * ************** 

************** ********* *****-******, 

************. *, ***** ********* 

 - ************* - 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

vertreten durch Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Antragsgegner - 

 

wegen 

 

Zulassung zum Studium der Zahnmedizin an der Ludwig-Maximilians-Universität 

München für das Wintersemester 2013/2014 3. FS (Antrag nach § 123 VwGO) 

hier: Beschwerden der Antragsteller gegen die Beschlüsse des Bayerischen Verwal-

tungsgerichts München vom 27. Januar 2014, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 7. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Häring, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Borgmann, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Schmeichel 

 

ohne mündliche Verhandlung am 22. April 2014 

folgenden 

Beschluss: 
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 I. Die Beschwerden werden zurückgewiesen. 

 

 II. Die Antragsteller tragen jeweils die Kosten der Beschwerdeverfah-

ren. 

 

 III. Der Streitwert für die Beschwerdeverfahren wird jeweils auf 2.500,-- 

Euro festgesetzt. 

 

 

 

Gründe:  

I. 

 

Die Antragsteller begehren im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes die vorläufige 

Zulassung zum Studium der Zahnmedizin im dritten bzw. zweiten (hilfsweise: niedri-

geren) Fachsemester an der Ludwig-Maximilians-Universität München (LMU) für das 

Wintersemester 2013/2014. Sie machen geltend, die LMU habe ihre tatsächliche 

Ausbildungskapazität nicht ausgeschöpft. 

 

Mit Beschlüssen vom 27. Januar 2014 hat das Bayerische Verwaltungsgericht Mün-

chen die Anträge abgelehnt. Auf die Gründe der Beschlüsse wird Bezug genommen. 

 

Mit den vorliegenden Beschwerden verfolgen die Antragsteller ihr Rechtsschutzziel 

weiter. Sie machen geltend, bei der Zulassung für ein höheres Semester seien aus 

der Gesamtzahl der in dem betreffenden Studiengang eingeschriebenen Studieren-

den diejenigen Studierenden herauszurechnen, die beurlaubt seien und „mehrfach“ 

gezählt würden. Die Entscheidung des Senats vom 21. Oktober 2013 (Az. 

7 CE 13.10252 u.a.) sei insoweit entsprechend anzuwenden. Im Übrigen sei, wenn 

das Verwaltungsgericht – wie im vorliegenden Fall – eine höhere Ausbildungskapazi-

tät als in den Kapazitätsberechnungen der LMU angenommen, ermittle, bei Anwen-

dung des § 35 Abs. 1 Satz 1 HZV nicht mehr von den „festgesetzten“, sondern von 

den vom Verwaltungsgericht ermittelten Zulassungszahlen auszugehen. Wegen der 

Einzelheiten wird auf die Schriftsätze des Bevollmächtigten der Antragsteller vom 

17. Februar 2014 und 4. April 2014 verwiesen. 

 

Der Antragsgegner widersetzt sich den Beschwerden. 
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Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten Bezug genommen.  

 

 

II. 

 

Die Beschwerden haben keinen Erfolg. Das Beschwerdevorbringen, auf das sich die 

Prüfung des Senats beschränkt (§ 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO), begründet den geltend 

gemachten Anordnungsanspruch der Antragsteller nicht. 

 

1. Das Verwaltungsgericht geht zu Recht davon aus, dass die LMU ihre Ausbil-

dungskapazität im Studiengang Zahnmedizin ausgeschöpft hat und eine Zulassung 

der Antragsteller im höheren Fachsemester (§ 35 der Verordnung über die Hoch-

schulzulassung an den staatlichen Hochschulen in Bayern [Hochschulzulassungs-

verordnung – HZV] vom 18.6.2007 [GVBl S. 401, BayRS 2210-8-2-1-1-K], zuletzt 

geändert durch Verordnung vom 11.12.2013 [GVBl S. 674]) oder einem niedrigeren 

Fachsemester nicht möglich ist. Der Senat folgt den Gründen der angefochtenen Be-

schlüsse des Verwaltungsgerichts und nimmt hierauf Bezug (§ 122 Abs. 2 Satz 3 

VwGO). Ergänzend ist im Hinblick auf das Beschwerdevorbringen zu bemerken: 

 

a) Der Einwand der Antragsteller, bei der Zulassung für ein höheres Semester seien 

aus der Gesamtzahl der in dem betreffenden Studiengang eingeschriebenen Studie-

renden diejenigen Studierenden herauszurechnen, die beurlaubt seien und „mehr-

fach“ gezählt würden, greift nicht durch. 

 

In seiner von den Antragstellern in Bezug genommenen Entscheidung vom 21. Ok-

tober 2013 – 7 CE 13.10252 u.a. – juris Rn. 15 hat der Senat ausgeführt, dass es bei 

der Beurteilung der kapazitätsdeckenden Vergabe von Studienplätzen grundsätzlich 

– ebenso wie bei der Berechnung der Schwundquote (§ 53 HZV) oder bei der Prü-

fung der Voraussetzungen für die Aufnahme in ein höheres Fachsemester (§ 35 

Abs. 1 HZV) – auf den Bestand der im betreffenden Studiengang eingeschriebenen 

Studierenden ankommt, zu dem auch Studierende gehören, die beurlaubt sind (= auf 

Antrag aus wichtigem Grund von der Verpflichtung zu einem ordnungsgemäßen Stu-

dium befreit sind; Art. 48 Abs. 2 BayHSchG). Er hat von diesem Grundsatz jedoch im 

Hinblick auf Studienanfänger dann eine Ausnahme gemacht,  wenn sich Studierende 

bereits im Vorsemester im ersten Fachsemester immatrikuliert haben und beurlauben 
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ließen. Solche Studierenden, die sich anschließend für das Folgesemester erneut 

beurlauben lassen, werden von der LMU lediglich aus verwaltungstechnischen 

Gründen erneut zum Bestand des ersten Fachsemesters gerechnet. Der Senat hat 

entschieden, dass eine solche „Mehrfachzählung“ von Studierenden als Studienan-

fänger im ersten Fachsemester mit dem verfassungsrechtlichen Gebot der erschöp-

fenden Nutzung der vorhandenen Ausbildungskapazitäten unvereinbar ist, da sie zur 

Folge hätte, dass diese Studierenden ohne sachlichen Grund wiederholt die für Stu-

dienanfänger vorgesehenen und neu zu vergebenden Studienplätze im ersten Fach-

semester „blockieren“ würden.  

 

Diese Rechtsprechung ist im vorliegenden Fall, in dem die Antragsteller die Zulas-

sung für ein höheres Fachsemester begehren, nicht einschlägig, wie der Senat be-

reits in seiner Entscheidung vom 31. Oktober 2013 – 7 CE 13.10312 –  juris Rn. 14 f. 

klargestellt hat. Danach sind – der Regelung des § 35 Abs. 1 Satz 1 HZV entspre-

chend, welche (unter anderem) auf die Gesamtzahl der in dem betreffenden Studi-

engang eingeschriebenen Studierenden abstellt – einzelne beurlaubte Studenten aus 

den Bestandszahlen der eingeschriebenen Studierenden deshalb nicht „herauszu-

rechnen“, weil diese Studenten auch während ihrer Beurlaubung immatrikuliert (ein-

geschrieben) bleiben. Dabei kommt es nicht darauf an, ob diese Studierenden seit 

längerer Zeit (mehreren Semestern) beurlaubt sind oder nicht. Denn beurlaubte Stu-

denten erschöpfen ebenso wie andere Studierende die Gesamtausbildungskapazität 

der Hochschule, weil sie das Lehrangebot der Hochschule nicht dauerhaft entlasten, 

sondern nach Ende ihrer (regelmäßig zwei Semester nicht überschreitenden) Beur-

laubung (Art. 48 Abs. 2 Satz 2 BayHSchG) dieses Lehrangebot weiterhin nachfra-

gen. Diese Studierenden werden bei Anwendung des § 35 Abs. 1 Satz 1 HZV auch 

nicht „mehrfach“ gezählt. Sie werden vielmehr bei der Ermittlung der Gesamtzahl der 

in dem Studiengang Zahnmedizin eingeschriebenen Studierenden nur einmal be-

rücksichtigt.  

 

b) Auf die Frage, ob bei Anwendung des § 35 Abs. 1 Satz 1 HZV nicht mehr von den 

„festgesetzten“, sondern von den vom Verwaltungsgericht ermittelten (höheren) Zu-

lassungszahlen auszugehen ist, kommt es vorliegend deshalb nicht mehr an, weil – 

wie das Verwaltungsgericht ausführt und von den Antragstellern nicht angegriffen 

wird – auch im letzteren Fall die Gesamtzahl der in dem Studiengang Zahnmedizin 

eingeschriebenen Studierenden nicht unter die vom Verwaltungsgericht ermittelten 

Zulassungszahlen gesunken ist.  
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2. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. Die Streitwertfestsetzung 

beruht auf § 47, § 53 Abs. 2 Nr. 1, § 52 Abs. 1 und 2 GKG i.V.m. Nr. 1.5 und Nr. 18.1 

des Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit in der 2013 aktualisierten 

Fassung (http://www.bverwg.de/medien/pdf/streitwertkatalog.pdf) und entspricht der 

Streitwertfestsetzung im erstinstanzlichen Verfahren. 

 

3. Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). 

 

 

Häring Dr. Borgmann   Schmeichel 
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